
 

 

 

 

 

 

Pressemitteilung 

 

Berlin, 21. August 2025: Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) kritisiert den jüngsten Be-
schluss des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA), der Patient*innen mit Abhängigkeitserkran-
kungen mit 24 statt bisher 10 Behandlungsstunden künftig ein längeres Zeitfenster einräumt, um im 
Verlauf ihrer Psychotherapie Suchtmittelfreiheit zu erreichen.  
 
„Die starre Forderung nach Abstinenz als Voraussetzung für eine psychotherapeutische Behandlung 
muss grundsätzlich abgeschafft werden“, sagt BPtK-Präsidentin Dr. Andrea Benecke. „Sie entspricht 
seit Langem nicht mehr dem Stand der Wissenschaft und blockiert gerade für Patient*innen mit 
schweren Abhängigkeitserkrankungen den Zugang zu dringend notwendiger Hilfe.“ 
 
Gemäß internationalen wie nationalen Leitlinien für die Behandlung von Abhängigkeitserkrankungen 
sind neben einer vollständigen Abstinenz auch kontrollierter Konsum und Harm-Reduction-Ansätze 
geeignete Behandlungsziele. „Die Versorgungsrealität zeigt, dass viele Betroffene sich zunächst nicht 
für die Abstinenz entscheiden können oder wollen. Ihnen deshalb eine Psychotherapie zu verwehren, 
ist fachlich nicht haltbar“, betont BPtK-Vorstandsmitglied Wolfgang Schreck. 
 
Die bestehende Abstinenzregel führt seit Jahren dazu, dass Patient*innen mit Abhängigkeitserkran-
kungen, die ohnehin unter erheblichen Zugangsbarrieren leiden, systematisch von der Versorgung 
ausgeschlossen werden. „Menschen mit Suchterkrankungen erleben oft Scham, Stigmatisierung und 
vielfältige soziale Probleme“, so Benecke. „Gerade diese Menschen brauchen einen unkomplizierten 
Zugang zu psychotherapeutischer Hilfe.“ 
 
Die strikte Abstinenzregel konterkariert die Bestrebungen des Gesetzgebers, für schwer psychisch 
erkrankte Patient*innen ein ambulant-intensives, multiprofessionelles Versorgungsangebot auf den 
Weg zu bringen. Die Richtlinie zur koordinierten und strukturierten Versorgung psychisch kranker 
Menschen (KSVPsych-RL) soll eine ambulante Komplexbehandlung auch für schwer abhängigkeitser-
krankte Patient*innen ermöglichen. Auch die seit Februar geltende neue Ermächtigungsregel in der 
Ärzte-Zulassungsverordnung soll erweiterte Möglichkeiten der Versorgung von Patient*innen mit 
schweren Abhängigkeitserkrankungen schaffen. Die psychotherapeutische Mitbehandlung wird 
durch die fortbestehenden Vorgaben der Psychotherapie-Richtlinie jedoch massiv eingeschränkt. 
„Wenn der G-BA in diesen Strukturen weiter an der Abstinenz festhält, sabotiert er die Reformen des 
Gesetzgebers“, so Schreck. 
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Patient*innen mit Suchterkrankungen brauchen vor allem einen niedrigschwelligen Zugang zur Psy-
chotherapie. „Wir benötigen flexible, individuelle Behandlungsziele, die sich an den Lebenslagen und 
Krankheitsphasen der Patient*innen orientieren, und somit eine vollständige Streichung der Absti-
nenzregel“, betont Benecke. „Nur so schaffen wir eine Versorgung, die Vertrauen schafft, statt Barri-
eren zu errichten.“ 
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